
JUSTIZVOLLZUGSA NSTALT WALDHEIM 
Dresdener Str. 1 1 04736 Waldheim 

PER POSTZUSTELLUNGSURKUNDE 
Herrn 
Arne Semsrott 
c/o Open Knowledge 
Foundation Deutschland e.V. 
Singerstraße 109 
10179 Berlin 

JUSTIZVOLLZUGSANSTALT 
WALDHElM 

Auskunftsersuchen nach dem Umweltinformationsgesetz u.a. 
hier: Widerspruchsbescheid zu Ihrem Widerspruch vom 13. Mai 2020 gegen 

den Bescheid der JVA Waldheim vom 12. Mai 2020 

Sehr geehrter Herr Semsrott , 
auf Ihren Widerspruch vom 13.  Mai 2020, hier eingegangen am 18. Mai 
2020, gegen den Bescheid der JVA Waldheim vom 12.  Mai 2020 ergeht 
nach § 9  des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes vom 1. Juni 2006 
(SächsGVBI. S. 146),  das zuletzt durch Artikel 2  Absatz 25 des Gesetzes 
vom 5. April 2019 (SächsGVBI. S. 245) geändert worden ist, sowie § 5  des 
Verbraucherinformationsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Oktober 2012 (BGBI. I S. 2166, 2725), das durch Artikel2 Absatz 34 des 
Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. I S. 3154) geändert worden ist , i. V. m. 
§§ 68 bis 73 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der  Bekannt-
machung vom 19. März 1991 (BGBI. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBI. I S. 2490) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung folgender 

WIDERSPRUCHSBESCHEID 
1. Dem Widerspruch wird teilweise abgeholfen. 
2.   Auf Ihr Auskunftsersuchen vom 21. April 2020 werden folgende Un-

terlagen in Kopie übersandt: 
a.   Aushang zu Hygienetipps für Gefangene , Stand 13.03.2020 
b.   Hygienemaßnahmen für nicht-medizinische Einsatz kräfte vom 

RKI, Stand 03.03.2020 
c. Warnhinweis Isolierstation , Stand 13.03.2020. 

3. Im Übrigen wird dem Widerspruch nicht abgeholfen und dieser zu-
rückgewiesen . 

4.   Gebühren werden nicht erhoben; Auslagen werden nicht erstattet. 

Freistaat SACHSEN 
Der Leiter 

██ ███████████
█████████ █████

Durchwahl 
Telefon +49 34327 ██ █
Telefa x  +49 34327 ████

poststelle@ 
jvawh .ju stiz sachsen . de • 

Ihr Zeichen 
#185049 

Ihre Nachricht vom 
13. Mai 2020 

Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
E 455-2/20(008) 

Wald heim , 
~ . Jun i 2020 

lOB 
MIT • • • JUSTIZVOLLZUGSBEAMTE 

WWW.JOB-MIT-l.DE 

Hausanschrift 
Justizvollzugsanstalt Waldheim 
Dresdener Str. 1 
04736 Waldheim 

www .justiz.sachsen .de/jvawh 

Bankverbindung: 
BBk Chemnitz 
I BAN 
DE56 8700 0000 0087 0015 00 
BIC : MARKDEF18 70 

Verkehrsverbindung : 
Parkplätze für Besuc her 
befinden sich auf dem 
Augustinerplatz 
in der Gartenstraße . 
*Zugang für elektronisch signierte sowie 
für verschlüsselte elektronische Doku-
mente nur über das Elektronische 
Gerichts- und Verwaltungspostiach . 
nähere Informationen unter 
wwweqvp .de 



I. Sachverhalt 

JUSTIZVOLLZUGSANSTALT 

WALDHElM 

Mit Schreiben an die JVA Waldheim vom 21. April 2020 beantragten Sie die Heraus­
gabe sämtlicher Maßnahmenpläne der JVA in Bezug auf Epidemien, insbesondere die 
aktuelle Corona-Pandemie. Diesen Anspruch stützten Sie auf § 4 Abs. 1 des Sächsi­
schen Umweltinformationsgesetztes (SächsUIG), soweit Umweltinformationen im Sin­
ne des § 2 Abs. 3 Umweltinformationsgesetz des Bundes (UIG) betroffen sind sowie 
auf § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbrau­
cherinformationen (VIG), soweit Verbraucherinformationen betroffen sind. Sollten diese 
Gesetze nicht einschlägig seien, baten Sie, die Anfrage als Bürgeranfrage zu behan­
deln. 

Mit Bescheid der JVA Waldheim vom 12. Mai 2020 wurde dieser Antrag abgelehnt, da 
diese Unterlagen Handlungsanleitungen zu internen Abläufen der hiesigen Justizvoll­
zugsanstalt beinhalteten, deren Weitergabe aus Gründen der Sicherheit und Ordnung 
nicht möglich sei. Ergänzend wurde darauf hingewiesen, dass diese Maßnahmenpläne 
nicht einem Herausgabeanspruch nach dem SächsUIG unterfallen. Diese enthielten 
Handlungsanleitungen zum Umgang mit Menschen und Fragen, welche sachlichen 
Vorkehrungen zu treffen seien, um eine Übertragung einer Krankheit unter den Vo­
raussetzungen des Justizvollzuges auszuschließen bzw. das Risiko hierzu zu minimie­
ren. Daten über Umweltbestandteile enthielten diese genauso wenig wie Darlegungen 
zum Schutz von Umweltbestandteilen. Ein Auskunftsanspruch nach dem VIG ergebe 
sich nicht, da der Anwendungsbereich dieses Gesetzes offensichtlich nicht eröffnet sei. 
Soweit der Anspruch allgemein als Bürgeranfrage bezeichnet wurde, verbleibe es bei 
den obigen Darlegungen. 

Dieser Bescheid wurde Ihnen perE-Mail am 12.05.2020 übersandt. 

Mit Schreiben vom 13. Mai 2020, hier im Original eingegangen am 18. Mai 2020 und 
zuvor per Fax am 13. Mai 2020 und am selben Tag per E-Mail, legten Sie gegen den 
ablehnenden Bescheid vom 12. Mai 2020 Widerspruch ein. Maßnahmenpläne seien 
Umweltinformationen im Sinne des Umweltinformationsgesetzes, denn dieser Begriff 
sei weit auszulegen. Insbesondere Maßnahmen zu Viren, die über die Luft übertragen 
würden, zählten hierzu. Sollten durch die Herausgabe schutzwürdige Belange betroffen 
seien, müsse das öffentliche Interesse an der Herausgabe geprüft und ggf. schutzwür­
dige Informationen abgetrennt werden. Aufgrund der Corona-Fälle und grundrechtsbe­
schränkender Maßnahmen in der JVA Waldheim sei ein hohes öffentliches Interesse 
gegeben. 

II. Begründung 

1. Abhelfende Entscheidung und Herausgabe von Unterlagen 

Ihr Widerspruch hat teilweise Erfolg, so dass diesem im aus dem Tenor ersichtlichen 
Umfang abzuhelfen war und die Herausgabe der dort bezeichneten Unterlagen in Ko­
pie erfolgt. 
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JUSTIZVOLLZUGSANSTALT WALDHEIM 
Dresdener Sir. 1 1 04736 Waldheim 

PER POSTZUSTELLUNGSURKUNDE 
Herrn 
Arne Semsrott 
c/o Open Knowledge 
Foundation Deutschland e.V. 
Singerstraße 1 09 
10179 Berlin 

JUSTIZVOLLZUGSANSTALT 
WALDHElM 

Auskunftsersuchen nach dem Umweltinformationsgesetz u.a. 
hier: Widerspruchsbescheid zu Ihrem Widerspruch vom 13. Mai 2020 gegen 

den Bescheid der JVA Waldheim vom 12. Mai 2020 

Sehr geehrter Herr Semsrott, 

auf Ihren Widerspruch vom 13. Mai 2020, hier eingegangen am 18. Mai 
2020, gegen den Bescheid der JVA Waldheim vom 12. Mai 2020 ergeht 
nach § 9 des Sächsischen Umweltinformationsgesetzes vom 1. Juni 2006 
(SächsGVBI. S. 146), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 25 des Gesetzes 
vom 5. April 2019 (SächsGVBI. S. 245) geändert worden ist, sowie § 5 des 
Verbraucherinformationsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Oktober 2012 (BGBI. I S. 2166, 2725), das durch Artikel2 Absatz 34 des 
Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. I S. 3154) geändert worden ist, i. V. m. 
§§ 68 bis 73 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekannt­
machung vom 19. März 1991 (BGBI. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 2015 (BGBI. I S. 2490) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung folgender 

WIDERSPRUCHSBESCHEID 

1. Dem Widerspruch wird teilweise abgeholfen. 

2. Auf Ihr Auskunftsersuchen vom 21. April 2020 werden folgende Un­
terlagen in Kopie übersandt: 

a. Aushang zu Hygienetipps für Gefangene, Stand 13.03.2020 
b. Hygienemaßnahmen für nicht-medizinische Einsatzkräfte vom 

RKI, Stand 03.03.2020 
c. Warnhinweis Isolierstation, Stand 13.03.2020. 

3. Im Übrigen wird dem Widerspruch nicht abgeholfen und dieser zu­
rückgewiesen. 

4. Gebühren werden nicht erhoben; Auslagen werden nicht erstattet. 

Freistaat 

SACHSEN 

Der Leiter 

Ihr Ansprechpartner 
Herr Wolfgang Dammer 

Durchwahl 
Telefon +49 34327 99-211 
Telefax +49 34327 99-300 

poststelle@ 
jvawh.justiz.sachsen.de* 

IhrZeichen 
#185049 

Ihre Nachricht vom 
13. Mai 2020 

Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
E 455-2/20(008) 

Wald heim, 
~ .Juni2020 

30B 
MIT ., 
• 

• JUSTIZVOLLZUCSI!EAMTE 

WWW.JOB·MIT·:J.DE 

Hausanschrift: 
Justizvollzugsanstalt Waldheim 
Dresdener Str. 1 
04736 Waldheim 

WWN.justiz.sachsen.de/jvawh 

Bankverbindung: 
BBk Chemnitz 
I BAN: 
DE56 8700 0000 0087 0015 00 
BIC: MARKDEF1870 

Verkehrsverbindung: 
Parkplätze für Besucher 
befinden sich auf dem 
Augustinerplatz 
in der Gartenstraße. 

•zugang fUr elektronisch signierte sowie 
für verschlüsselte elektronische Doku­
mente nur über das Elektronische 
Gerichts- und Verwaltungspostfach; 
nähere Informationen unter 
www.egvp.de 



I. Sachverhalt 

JUSTlZVOLLZUGSANSTALT 

WALDHElM ~SACHsEN _ 

Mit Schreiben an die JVA Waldheim vom 21. April 2020 beantragten Sie die Heraus­
gabe sämtlicher Maßnahmenpläne der JVA in Bezug auf Epidemien, insbesondere die 
aktuelle Corona-Pandemie. Diesen Anspruch stützten Sie auf § 4 Abs. 1 des Sächsi­
schen Umweltinformationsgesetztes (SächsUIG), soweit Umweltinformationen im Sin­
ne des § 2 Abs. 3 Umweltinformationsgesetz des Bundes (UIG) betroffen sind sowie 
auf § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbrau­
cherinformationen (VIG), soweit Verbraucherinformationen betroffen sind. Sollten diese 
Gesetze nicht einschlägig seien, baten Sie, die Anfrage als Bürgeranfrage zu behan­
deln. 

Mit Bescheid der JVA Waldheim vom 12. Mai 2020 wurde dieser Antrag abgelehnt, da 
diese Unterlagen Handlungsanleitungen zu internen Abläufen der hiesigen Justizvoll­
zugsanstalt beinhalteten, deren Weitergabe aus Gründen der Sicherheit und Ordnung 
nicht möglich sei. Ergänzend wurde darauf hingewiesen, dass diese Maßnahmenpläne 
nicht einem Herausgabeanspruch nach dem SächsUIG unterfallen. Diese enthielten 
Handlungsanleitungen zum Umgang mit Menschen und Fragen, welche sachlichen 
Vorkehrungen zu treffen seien, um eine Übertragung einer Krankheit unter den Vo­
raussetzungen des Justizvollzuges auszuschließen bzw. das Risiko hierzu zu minimie­
ren. Daten über Umweltbestandteile enthielten diese genauso wenig wie Darlegungen 
zum Schutz von Umweltbestandteilen. Ein Auskunftsanspruch nach dem VIG ergebe 
sich nicht, da der Anwendungsbereich dieses Gesetzes offensichtlich nicht eröffnet sei. 
Soweit der Anspruch allgemein als Bürgeranfrage bezeichnet wurde, verbleibe es bei 
den obigen Darlegungen. 

Dieser Bescheid wurde Ihnenper E-Mail am 12.05.2020 übersandt. 

Mit Schreiben vom 13. Mai 2020, hier im Original eingegangen am 18. Mai 2020 und 
zuvor per Fax am 13. Mai 2020 und am selben Tag per E-Mail, legten Sie gegen den 
ablehnenden Bescheid vom 12. Mai 2020 Widerspruch ein. Maßnahmenpläne seien 
Umweltinformationen im Sinne des Umweltinformationsgesetzes, denn dieser Begriff 
sei weit auszulegen. Insbesondere Maßnahmen zu Viren, die über die Luft übertragen 
würden, zählten hierzu. Sollten durch die Herausgabe schutzwürdige Belange betroffen 
seien, müsse das öffentliche Interesse an der Herausgabe geprüft und ggf. schutzwür­
dige Informationen abgetrennt werden. Aufgrund der Corona-Fälle und grundrechtsbe­
schränkender Maßnahmen in der JVA Waldheim sei ein hohes öffentliches Interesse 
gegeben. 

II. Begründung 

1. Abhelfende Entscheidung und Herausgabe von Unterlagen 

Ihr Widerspruch hat teilweise Erfolg, so dass diesem im aus dem Tenor ersichtlichen 
Umfang abzuhelfen war und die Herausgabe der dort bezeichneten Unterlagen in Ko­
pie erfolgt. 
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JUSTlZVOLLZUGSANSTALT 

WALDHElM 

E Freistaat 

~SACHSEN 

Zutreffend weisen Sie in Ihrem Widerspruch darauf hin, dass der Begriff der Umweltin­
formation im Sinne des SächsUIG nach Auffassung der Rechtsprechung weit auszule­
gen ist und hiervon insbesondere solche Maßnahmenpläne erfasst werden, die verhin­
dern sollen, dass Viren, also die Krankheitserreger der derzeit als Corona-Pandemie 
bezeichneten Erkrankung von Menschen, übertragen werden. Der Übertragungsweg 
erfolgt hierbei unter anderem über die Luft, also einem Medium im Sinne des SächsU­
IG. 

Unter Berücksichtigung dessen sind folgende Unterlagen, die in der Anlage zu diesem 
Bescheid beigefügt sind, an Sie in Kopie zu übersenden, da insoweit ein Auskunftsan­
spruch nach§ 4 Abs. 1 SächsUIG besteht: 

a) Aushang zu Hygienetipps für Gefangene 

Es wurde die Erarbeitung eines Merkblatts zum Aushang auf den Stationen für 
die Gefangenen zu präventiven Hygienemaßnahmen veranlasst. Dies dient da­
zu, dass sich das Virus möglicherweise nicht weiter über die bekannten Über­
tragungswege verbreitet, wobei auch das Medium Luft betroffen ist. 

b) Informationsblatt Hygienemaßnahmen für nicht-medizinische Einsatzkräfte 
vom RKI 

Mit der Erstellung eines solchen Merkblattes für die Gefangenen wurden auch 
die Bediensteten auf besondere Verhaltenshinweise mittels eines gesonderten 
Informationsschreibens des Robert-Koch-lnstituts aufmerksam gemacht. 

c) Warnhinweis Isolierstation 

Für den Fall der Bestätigung eines Verdachtsfalls bei einem Gefangenen soll 
dessen Unterbringung in speziell hierfür vorgesehenen Hafträumen erfolgen. 
Für das Betreten dieser Hafträume sind die Bediensteten auf die Beachtung 
von gesonderten Vorsichtsmaßnahmen hinzuweisen, die auch einer Verbrei­
tung des Virus vorbeugen sollten. 

2. Nicht abhelfende Entscheidung und Zurückweisen des Widerspruchs 

Neben diesen Informationen und Hinweisen zur Handhabung der sog. Corona-Krise in 
der JVA Waldheim wurden weitere vorbereitende Maßnahmen für den Fall eines Aus­
bruchs der Krankheit COVID-19 auch in der JVA Waldheim geplant. 

Die Unterlagen hierzu sind aber nicht herauszugeben und Ihr Widerspruch deshalb 
diesbezüglich zurückzuweisen. 

a) Insoweit handelt es sich zum einen um interne Mitteilungen der JVA Wald­
heim iSv. § 5 Abs. 2 Nr. 2 SächsUIG, die teilweise präventive Maßnahmen be­
inhalten und teilweise im Fall der Feststellung einer positiven COVID-19 Er­
krankung Festlegungen zu dann zu ergreifenden Maßnahmen treffen. Diese 
Mitteilungen wiederum legen interne Abläufe der JVA Waldheim dar, deren 
Weitergabe ggf. den Dienstbetrieb für den Fall, dass diese Pläne umzusetzen 
wären, nicht unerheblich beeinträchtigen könnte. 
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JUSTIZVOLLZUGSANSTALT 

WALDHEIM ~SACHsEN _ 

Ein überwiegendes Interesse nach § 5 Abs. 2, 2. HS SächsUIG an der Be­
kanntgabe dieser Informationen liegt nicht vor, da es sich nicht um ein größere 
Teile der Bevölkerung betreffendes Umfeld handelt. Auch beinhalten diese vor­
bereitenden Maßnahmen keine wesentlichen zusätzlich erschwerenden Grund­
rechtsbeeinträchtigungen. 

b) Weitere Maßnahmen betreffen zum anderen ausschließlich interne Arbeits­
abläufe, um den Dienstbetrieb im Falle größerer krankheitsbedingter Ausfälle 
von Bediensteten aufrechtzuerhalten. Damit sind schon keine Umweltinformati­
onen betroffen, da diese nicht einer möglichen Verbreitung des Virus entge­
genwirken sollen. 

c) Ein Anspruch auf Erteilung der begehrten Auskunft ergibt sich nicht aus § 5 
des Verbraucherinformationsgesetzes. Bereits der Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes ist in Bezug auf das begehrte Auskunftsverlangen nicht einschlägig. 
Es handelt sich bei den Maßnahmenplänen nicht um Erzeugnisse oder Produk­
te im Sinne der Ziffern 1. oder 2. von § 2 VIG. 

d) Soweit Sie Ihren Auskunftsanspruch darüber hinaus auf eine Bürgeranfrage 
stützen, besteht kein weiterer über die mitgeteilten Informationen hinausgehen­
der Anspruch. Insofern wurde im Rahmen des zulässigen bei einer Bürgeran­
frage Auskunft erteilt. Ein weitergehender Anspruch ergibt sich insoweit nicht, 
wobei bezüglich der ablehnenden Entscheidung auf die vorstehenden Ausfüh­
rungen Bezug genommen wird. 

111. Kostenentscheidung 

Die Kostenentscheidung beruht auf§ 13 Abs. 1 Satz 2 SächsUIG. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen den Bescheid der JVA Waldheim vom 12. Mai 2020 in Gestalt dieses Wider­
spruchsbescheides kann innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Wider­
spruchsbescheides Klage erhoben werden. Die Klage ist bei dem Verwaltungsgericht 
Chemnitz, Zwickauer Straße 56, 09112 Chemnitz schriftlich oder in elektronischer 
Form einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu 
erklären. 

Wird die Klage in elektronischer Form erhoben, ist das elektronische Dokument mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu versehen 
und über das elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach, über die auf der lnter­
netseite www.egvp.de bezeichneten Kommunikationswege einzureichen. Die weiteren 
technischen Anforderungen sind unter der vorgenannten Internetseite abrufbar. 
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JUSTIZVOLLZUGSANSTALT 
WALDHElM ~SACHsEN 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des  Klagebegehrens 
bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben ,  die angefochtene Verfügung und 
der Widerspruchsbescheid sollen in Abschrift beigefügt werden . 

Mit freundlichen Grüßen 

███████████
█████
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• Aushang zu Hygienetipps für Gefangene , Stand 13.03.2020 
• Hygienemaßnahmen für nicht-medizinische Einsatzkräfte vom RKI, 

Stand 03.03.2020 
• Warnhinweis Isolierstation , Stand 13.03.2020 


